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a u ro ra  
Zei tung für  revolut ionäre Perspekt iven   

Auch im Jahr 2021 scheint sich die 
Welt so weiter zu drehen wie 2020. 
Da helfen auch die großen Reden 
Angela Merkels und anderer Staats-
chefs von einer neuen Weltordnung 
nach Corona nicht. Denn wir         
wissen, dass sie dieselbe Ordnung 
im Interesse des Kapitals aufrecht     
erhalten wollen.  

Weiterhin gibt es einen massiven 
Ausbau fossiler Energieträger, Phar-
makonzerne machen Milliarden-
gewinne durch Coronaimpfungen 
und Patentschutz, Unternehmen 
schieben die Coronakrise für lang 
geplanten Stellenabbau vor.  

Und auch die Regierungen nutzen 
die Coronakrise um Gesetze zu ver-
schärfen. So möchte die Regierung 
im größten deutschen Bundesland 

Nordrhein-Westfalen unter dem 
neuen CDU-Vorsitzenden Laschet 
das Versammlungsgesetz ver-
schärfen, um Klimaproteste oder   
antifaschistischen Widerstand zu 
erschweren.  

In Österreich nutzt man die Gele-
genheit der leeren Unis, um die    
Autonomie der Universitäten einzu-
schränken und noch mehr Druck 
auf Studierende auszuüben.  

Doch trotz Pandemie regt sich       
Widerstand, von der Initiative 
#ZeroCovid bis hin zu Massen-
protesten in Tunesien, die            
Menschen wehren sich gegen Aus-
beutung und Ungerechtigkeiten. 

€ €



Seite | 2 

 

Polnische Kriegsgefangene exekutiert durch Soldaten 
des Infanterie-Regiment. 09.September 1939  

M ittlerweile liefern sich die großen Unternehmen ein Wettrennen, wenn es darum geht, sich 
einen „klimafreundlichen“ Anstrich zu verpassen. Doch statt einer geplanten, grundsätz-
lichen Umorganisation der Wirtschaft gibt es nur Maßnahmen, die wunderbar zur kapitalis-
tischen Marktlogik passen. Natur und Menschheit bleiben dabei auf der Strecke.  

Schein und Sein – Siemens und 
RWE 

Letzten Sommer verkündete der     
Siemens-Chef den Ausstieg aus     
klimaschädlichen Projekten. Projekte 
von Siemens zu „grüner“ Wasser-
stofftechnologie werden groß ver-
marktet. Außerhalb von Deutschland 
führt Siemens Energy jedoch sein 
altes fossiles Kerngeschäft weiter. 
Erst im Oktober 2020 gab es den Zu-
schlag für Gasturbinen zur Ausbeu-
tung eines großen Erdgasfeldes an 
der Küste Mosambiks. Siemens Ener-
gy wird auch Turbinen für die neuen 
Kohlekraftwerke auf Java (Indo-
nesien) liefern. 2019 hat Australien 
die Genehmigung für das größte 
Kohlebergwerk der Welt erteilt, ein 
gigantisches Projekt, das auf mehrere 
Jahrzehnte angelegt ist. Die Siemens 
AG liefert die Signaltechnik für die 
Bahnlinie des Steinkohlebergwerks.  

Beim Greenwashing ganz vorne    
dabei ist auch RWE, ein großer 
Stromerzeuger. Die „neue“ RWE gilt 
seit 2019 als einer der größten Produ-
zenten „grüner“ Energie. Dieser 
„saubere“ Unternehmensteil er-
schließt neue Märkte weltweit und 
kassiert Milliarden aus diversen 
staatlichen Fördertöpfen. Aber der 
„dreckige“ größere Teil mit Kohle 
und Atomstrom läuft weiter. RWE 
verzögert — wie andere Konzerne 
auch — den Ausstieg aus diesen 
Energien und verlangt gleichzeitig 
hohe Entschädigungen vom Staat für 
die Abschaltung einzelner Kraftwer-
ke.  

Selbst wenn es in Europa zum Aus-

bau erneuerbarer Energien kommt 
und der Verbrauch von fossilen Ener-
gieträgern zurückgehen sollte,       
werden die CO2-Emissionen in      
andere Länder „verlagert“. 

Neue Märkte ... 

Auch andere „grüne Zukunftstechno-
logien“ werden mit Milliarden staat-
lich gefördert, um sie für Konzerne 
profitabel zu machen. Deutschland 
verkündete im Juni 2020 die 
„Nationale Wasserstoffstrategie“ mit 
dem klaren Ziel, ein „Geschäftsfeld 
für die Exportwirtschaft“ aufzu-
bauen. Auf die bestehenden Subven-
tionen packt das Bundeswirtschafts-
ministerium 9 Milliarden oben rauf. 
Die europäische Autoindustrie wird 
ebenfalls wegen der Elektroautos gut 
gefüttert.  

2019 hat die EU außerdem eine 
„Europäische Batteriefertigung“ aus 
der Traufe gehoben. Mehrere Konsor-
tien vor allem deutscher und franzö-
sischer Konzerne – mit dabei          
Siemens und BASF – greifen Milliar-
den ab. Börsenanalyst*innen spre-
chen angesichts steigender Aktien-
werte seit Jahresbeginn von einer 
„Green Tech“-Rally. 

… neue alte Probleme 

Hinter diesem „technologischen 
Wandel“ verbirgt sich alles andere 
als Nachhaltigkeit. Der Aufstieg von 

neuen Technologien führt unter   
kapitalistischer Marktlogik keines-
wegs zur Beendigung von Ausbeu-
tung endlicher Ressourcen und Um-
weltzerstörung: Statt fossiler Ener-
gieträger sind es seltene Erden und 
Metalle, auf die der „grüne“ Kapitalis-
mus angewiesen ist.  

Für Solarzellen, Batterien in Elektro-
autos, die zusätzlichen Stromleitun-
gen usw. braucht es eine Menge Roh-
stoffe, wie Lithium, Kupfer ... Deren 
Abbau ist mit einem hohen Energie-
aufwand und — weil es auch hier 
zuerst um Gewinne geht — un-
mittelbarer Umweltzerstörung ver-
bunden. Die Arbeiter*innen und   
Bevölkerungen in der Nähe dieser 
Bergwerke leiden unter den schlim-
men Bedingungen.  

Auch bei Herstellung und Transport 
von Wasserstoff werden große     
Mengen Energie benötigt. Zudem 
stellt sich die Frage, wie denn der 
ganze Strom, der für Elektrofahr-
zeuge benötigt wird, überhaupt her-
gestellt werden soll. Mittels fossilen 
Energieträgern, in Gas- und Kohle-
kraftwerken? Oder mit Windrädern 
und Solarkraftwerken, deren Errich-
tung ebenso Rohstoffe und Energie 
verbraucht? Zu diesen Problemen 
kommt noch das Fehlen von funktio-
nierenden Konzepten für Recycling 
und Lagerung der in diesen Techno-

<< Sogenannte „grüne Zukunftstechnologien“ 
werden mit Milliarden staatlich gefördert, 
um sie für Konzerne profitabel zu machen. >> 
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logien verwendeten Rohstoffe. Ein 
kaputter Tesla ist ein dicker Klum-
pen gefährlicher Sondermüll. 

Der Kampf gegen den Klimawandel 
ist keine Frage technischer Innovati-
onen, auch wenn uns das Leute wie 
Elon Musk und Konzerne wie          
Siemens und VW einreden wollen. 

Kündigungen im Namen des         
Klimaschutzes 

Der Wandel hin zu „grünen“ Techno-
logien dient Unternehmen als Vor-
wand, um Stellen abzubauen. So 
auch bei Siemens Energy, die aktuell 
7.800 Arbeitsstellen streichen            
wollen, davon 3.000 in Deutschland. 
Tatsächlich verlangen die Aktio-
när*innen ganz offen mehr Gewinne. 
Was den Standort Berlin angeht, 
werden Teile der Produktion künftig 
in Ungarn laufen. Wenn sich Ge-
winne mit Verlagerungen „alter“ 

Technologien in andere Länder mit 
billigen Löhnen und niedrigen Um-
weltstandards machen lassen, dann 
verhält sich Siemens wie jedes kapi-
talistische Großunternehmen. Sie 
folgen dem Geld. Doch die Beschäf-
tigten könnte das gegen den Um-
weltschutz und die Klimabewegung 
aufbringen. Ein Problem, wenn es 
um den Kampf gegen den Klimawan-
del geht. 

Eine Klimabewegung, die die Arbei-
ter*innenklasse nicht an ihrer Seite 
hat, kann nicht gewinnen. Die Sorge 
der Arbeitenden um ihren Arbeits-
platz, um die Finanzierung ihres   
Lebens, das gehört genauso auf die 
Agenda der Klimabewegung. Für   
einen umweltfreundlichen Umbau 
der Wirtschaft braucht es viele      
Arbeitskräfte, aber die kapitalistische 
Marktlogik ist ein riesiges Hindernis, 
das zu Stellenabbau, Arbeitslosigkeit 

und brachliegender Arbeitskraft 
führt, während es anderswo mehr 
helfende Hände bräuchte. 

Klimaschutz = Revolution! 

Einen „grünen“ Kapitalismus, das 
wird es ganz sicher nicht geben.    
Nötig ist eine vollständige Verände-
rung der Produktionsbedingungen 
und -verhältnisse. Es geht nicht um 
Verzicht für die Menschen, sondern 
um umweltschonende geplante     
Organisation der Wirtschaft ohne 
jede Rücksicht auf Gewinne der    
Unternehmen, sondern allein im 
Interesse der Menschheit. 

Demo von Siemensbeschäftigten gegen Stellenabbau. 
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Billiges Geld und Inflation 

Doch in dem Moment, wo Geld 
keinen „inneren Wert“ mehr hat, ist 
auch eine neue Möglichkeit der 
Geldentwertung gegeben, der 
Inflation. Woher weiß man, dass ein 
50-€-Schein tatsächlich einen 
bestimmten Wert hat? Und dass das 
Geld auf dem eigenen Konto wirklich 
existiert? Wenn Zweifel an der 
Zahlungsfähigkeit der Banken 
aufkommen, kann es zu einem   
„Bank-Run“ kommen, wie in 
Griechenland im Jahr 2015. Wenn 
viele Menschen das Vertrauen 
verlieren und ihr Geld „sehen“, also 
abheben wollen, stellt man fest, dass 
es nicht ausreichend vorhanden ist 
und Banken geraten in Zahlungs-
unfähigkeit. 

Normalerweise sollen die Staats- 
oder Notenbanken die Geldstabilität 
garantieren, in Europa die 
Europäische Zentralbank (EZB). 
Doch in Fällen akuter Wirtschafts-
krisen kann sich der Geldwert 
schnell verflüchtigen. Klassisches 
Beispiel ist die Hyperinflation in 
Deutschland von 1923, als der 
deutsche Staat die Notenpresse 
anschmiss, um die Schulden des 
verlorenen Krieges zu bedienen, und 
ein US-Dollar am Ende des Jahres 
über 600 Mrd. Reichsmark kostete! 

Auch heute noch haben Länder mit 
schwächelnden Wirtschaften immer 
wieder mit dem Absturz ihrer 
Währungen zu kämpfen, aktuell zum 
Beispiel der Libanon, Argentinien 
oder auch die Türkei. Inflation 
bedeutet insbesondere für die 
Arbeitenden oft extreme 
Preissteigerungen für Lebensmittel, 
während das Großkapital oft noch 
davon profitieren kann, indem es 
sein Geld in „dauerhafte Werte“ wie 
Immobilien oder Fabriken investiert. 

 
Seit der letzten Finanzkrise haben 
die Notenbanken der Industrie-
länder, insbesondere der EU und der 
USA, die Finanzmärkte mit billigem 
Geld geflutet.  

Der Leitzins, zu dem die EZB 
Geschäftsbanken Geld leiht, liegt bei 
0 % und für das „Parken“ von Geld 
fallen bei ihr sogar Negativzinsen   
an – die Banken zahlen also für ihre 

Einlagen an die EZB.  

Trotz vieler Unkenrufe hat sich aber 
trotzdem keine Inflation eingestellt. 
Denn ganz andere kapitalistische 
Widersprüche als 1923 bestehen 
aktuell: Weltweit hat sich soviel 
Kapital angehäuft, dass es längst 
nicht mehr annähernd produktiv 
investiert werden kann.  Es gibt 
einen krassen Überfluss an 
Reichtum – in den Händen von sehr 
wenigen Leuten.  

Das hat schon zur letzten 
Finanzkrise geführt. Und trotz des 
„billigen Geldes“ (vom Standpunkt 
der Investoren: man braucht kaum 
Zinsen auf Kredite zu zahlen) gibt es 
keinen Wirtschaftsboom. 

Bitcoins im Höhenflug 

Um nicht auf die Notenbanken 
angewiesen zu sein, gibt es seit 
einigen Jahren die Idee der Krypto-

I n der Januar-Ausgabe der Aurora haben wir uns im Artikel „Ist das Geld an allem Schuld?“ 
mit Funktion und Geschichte des Geldes beschäftigt und sind zu der Schlussfolgerung 
gekommen, dass es nicht in erster Linie das Geld, sondern die kapitalistische 
Produktionsweise als Ganzes ist, die für Ungerechtigkeit und Ausbeutung verantwortlich 

ist. Wir haben dargestellt, wie das Geld selbst ursprünglich eine Ware war, die produziert werden 
musste (zum Beispiel Gold) und daher einen eigenen Wert besaß, während später staatliche 
Institutionen den Wert des Geldes garantierten. Das allermeiste Geld heutzutage besteht nicht 
mehr aus Bargeld, sondern ist nur als Ziffern auf Bankkonten oder anderen Depots vorhanden – 
also als Buch- oder Giralgeld. Und auch das Bargeld besteht in der großen Masse aus Banknoten, also 
aus Papier, das in der Herstellung kaum etwas kostet. 

<< Inflation bedeutet insbesondere für die 
Arbeitenden oft extreme Preissteigerungen 
für Lebensmittel, während das Großkapital 
oft noch davon profitieren kann, indem es 

sein Geld in „dauerhafte Werte“ wie 
Immobilien oder Fabriken investiert. >> 
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Währungen, von denen Bitcoin die 
bekannteste ist. Diese „Währung“ 
wird nicht durch Staaten 
garantiert, sondern sie lebt von 
dem Vertrauen, das die 
Nutzer*innen in sie setzen.  

Um eine Inflation zu verhindern, 
soll die Geldschöpfung nicht von 
einer zentralen Ausgabestelle 
besorgt werden, sondern wie beim 
alten Gold durch „schürfen“. 
Allerdings geht es um „digitales 
schürfen“: Dafür müssen hoch-
komplexe Rechenaufgaben gelöst 
werden, die auch die Ver-
schlüsselung des Zahlungs-
verkehrs absichern.  

Dieses „Schürfen“ wird mittler-
weile in großen Rechnerparks 
gemacht, was unglaublich viel 
Energie verbraucht: Der CO2-
Ausstoß für das Erzeugen von 
Bitcoins ist so groß wie der von 
ganz Neuseeland, der Strom-

verbrauch größer als der von 
Österreich und eine einzige 
Bitcoin-Transaktion verbraucht 
soviel Strom wie ein durch-
schnittlicher US-Haushalt in drei 
Wochen!1 

Als echte Währung funktionieren 
Bitcoins nicht, denn man kann 
damit kaum normal einkaufen 
und mit der Preisstabilität ist es 
auch nicht weit her.  

Dafür sind sie aber ein 
hervorragendes Spekulations-
objekt: Allein 2017 ist ihr Kurs von 
1.000 auf 20.000 US-$ explodiert, 
fiel dann wieder auf 3.500 $ 
Anfang 2019, und aktuell hat er ein 
neues Rekordhoch von 48.000 $ 
erreicht, nachdem auch Tesla-
Chef Elon Musk angekündigt hat, 
massiv in Bitcoins zu investieren.2 

Von seinen Erfindern wurden 
Bitcoins gerne als „krypto-
anarchistisches“ Projekt verkauft, 

da man die staatliche Autorität 
der Notenbanken untergrabe. 
Doch in Wirklichkeit ändern 
Bitcoins nichts an den 
Machtstrukturen in der Welt-
wirtschaft. Sie werden nicht nur 
von Nerds, sondern auch von 
Rechten abgefeiert, vor allem aber 
können diejenigen mit ihnen 
zocken, die es sich leisten können. 
 

Referenzen 

1 https://digiconomist.net/bitcoin-
energy-consumption/ 
2 https://taz.de/Die-Bitcoin-
Blase/!5746372/  
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Bei der Deutschen Bahn stehen zwei Gewerkschaften in 
Konkurrenz: die dem Deutschen Gewerkschaftsbund 
angeschlossene EVG für alle Berufsgruppen und die GDL, die 
mehrheitlich Lokomotivführer*innen organisiert. Für die GDL 
geht es ums Eingemachte, da seit dem 2015 verabschiedeten 
„Tarifeinheitsgesetz“ nur noch Tarifverträge der jeweils 
mitgliederstärksten Gewerkschaft Gültigkeit haben sollen. Die 
Absprachen, mit denen nach dem letzten GDL-Streik 2015 die 
Gewerkschaften ihre Reviere abgesteckt hatten, laufen nun 
aus. Der Bahnvorstand, der zuletzt dadurch auffiel, dass er 
nicht auf seine Boni verzichten will, obwohl die EU-
Kommission das für eine Corona-bedingte Finanzspritze von 5 
Mrd. Euro zur Bedingung gemacht hat, steht traditionell auf 
Seiten der EVG. Das von der RSO herausgegebene 
Betriebsflugblatt „Zugfunke“ kommentiert wie folgt: 

 Tarifverhandlungen – wohin geht die Reise? 

Der Boni-Verteidigungs-Vorstand der DB läuft sich warm und 
erklärt öffentlich, warum die GDLer voll falsch liegen. Die EVG-
Oberen eifern ihnen nach. Alle schütteln die Fäuste. Ist wie beim 
Wrestling. Der Vorstand rechnet mit Streiks, aber will die nicht. Die 
GDL-Chefs reden auch von Streik, aber wollen ihn vermeiden. Klingt 
nach gewisser Einigkeit. Wir werden es jedenfalls nicht so gemütlich 
haben wie die auserwählten Verhandlungskommissionen in den 4-
Sterne-Hotels. Also, was tun? Irgendwie müssen wir uns 
zusammenraufen und das diskutieren, damit unsere Forderungen 
ernst genommen werden. 

A m 1.  März läuft die Friedenspflicht aus. 
Die Gewerkschaft IG Metall geht mit 
recht zahmen Forderungen in den 
Kampf. Sie will „Beschäftigung sichern, 

Zukunft gestalten und die Einkommen stärken – 
mit einem Volumen von 4  Prozent“. Die Unterneh-
men dagegen wollen weder Lohnerhöhungen noch 
Garantien für Arbeitsplätze aussprechen. Sie ver-
weisen dabei auf die aktuelle Coronasituation. Aber 
allein die drei Autobauer BMW, Daimler und Volks-
wagen fuhren zwischen Juli und September 8,7 Mil-
liarden Euro Gewinn ein. Insgesamt macht die 

Branche weniger Gewinn als 2019, steht aber insge-
samt viel besser da als in vergangenen Krisen.        
Außerdem blicken sie in eine gute Zukunft: „Die 
Unternehmensgewinne dürften 2021 und 2022 
deutlich wachsen“, prognostizieren die Ökonomen 
der Deutschen Zentral-Genossenschaftsbank,      
außerdem sind „überproportionale Gewinnsteige-
rungen bei einzelnen Konzernen denkbar, weil 2020 
die Kosten gesenkt wurden.“ Es gibt also keinen 
Grund für die Gewerkschaft Bescheidenheit zu zei-
gen – Verzicht gab es bereits auch immer in 
„erfolgreichen“ Jahren.   
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Osram gehört künftig dem österreichischen Halb-
leiterkonzern ams AG. Ein „Beherrschungs- und Ge-
winnabführungsvertrag“ wurde im September un-
terschrieben. Aktionär*innen – zum Teil Hedge-
fonds aus den USA – schielen auf Gewinne. In ein 
paar Wochen soll in Berlin eine neue Produktions-
linie zur Herstellung von Kinolampen gestartet   
werden. Diese Produktion, die 2020 noch in 
Eichstätt (Oberbayern) stattfand, wurde dort been-
det und die 130  Kolleg*innen zum Arbeitsamt ge-
schickt. 

Der Vorstand Berlin sprach von Anfang an davon, 
die verlagerte Linie werde eher automatisiert funkti-
onieren. Das gibt es aber nur im Kino! Um genug 
Leute zur Verfügung zu haben, hat der Vorstand erst 
mal den aktuellen Sozialplan gestoppt: Auf einmal 

darf keiner mehr gehen! Je nach Konjunktur ver-
wendet der Vorstand den Sozialplan, wie er will. Da 
die vorhandenen Maschinenbediener*innen im Be-
trieb bereits genug zu tun haben, ist unklar, wer 
überhaupt die zusätzliche Produktion durchführen 
soll. Wenn es darum geht, die Produktion mit so   
wenigen Leuten wie möglich durchzuführen, dann 
hat der Betrieb die Abfindungen, die für die                    
Kolleg*innen von Eichstätt bezahlt worden sind, 
gleich wieder eingespart.  

Als Neujahrsgruß teilte der Vorstand mit, das        
Geschäft entwickle sich „in einigen Bereichen er-
freulich“. In Berlin ist die Kurzarbeit vorbei und die 
Auftragslage eher gut. Die Kolleg*innen haben es in 
der Hand, die von Osram geplante Unterbesetzung 
zu verhindern! 

Die Artikel stammen aus dem Betriebsflugblatt „Vitamin C“ der RSO  

Der Notbetrieb geht zu Ende 

Seit dem 31.   1. wird der Notbetrieb an der Charité, der durch die Über-
lastung der Intensivstationen durch Corona-Patient*innen ausgelöst 
wurde, langsam zurückgefahren. Das heißt, es dürfen mehr Notfälle 
behandelt und zeitkritische Operationen durchgeführt werden. Das 
ist natürlich wichtig – auch Menschen ohne Corona müssen behan-
delt werden. Jedoch sollte der Charité-Vorstand darauf achten, dass 
auch bei reduziertem Normalbetrieb Personal vorhanden sein muss, 
das weder an Burn-Out noch an Corona erkrankt ist. 

Nach einem Jahr Pandemie 

Die Corona-Pandemie hat Jubiläum. Fast ein Jahr versorgen wir mitt-
lerweile mit dem Virus infizierte Patient*innen und seit einem Jahr 
stecken sich auch viele unserer Kolleg*innen gerade auch auf der     
Arbeit an. Nun endlich informiert uns das Arbeitsmedizinische      
Zentrum (AMZ) darüber, dass Folgen dieser Infektion als Berufskrank-
heit gelten könnten. Sicher, es wird nicht nur an Charité und AMZ   
liegen, dass für solch eine Meldung im Intranet ein Jahr benötigt   
wurde. Aber auch die Information zu Sicherheit und Gebrauch der an 
der Klinik verwendeten FFP-Masken kam erst jetzt, ein Jahr nach    
Beginn der Pandemie. Bis heute kennen wir auch keine Zahlen, wie 
viele von uns an Covid-19 erkrankten und vielleicht noch immer an 
den Folgen leiden. In  unseren Augen nun wirklich kein Ruhmesblatt. 
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I n den letzten Monaten konnte man den Eindruck gewinnen, die einzige Kritik an der 
Coronapolitik der Regierungen in Deutschland und Österreich kommt von Leuten, die die 
Gefährlichkeit des Virus leugnen, oder von mehr oder weniger offen Rechtsradikalen. Die 
Gewerkschaften und linken Parlamentsparteien haben hingegen die Rettungspakete für 

Großkonzerne im Wesentlichen mitgetragen. Die linke Initiative #ZeroCovid, die am 12. Januar zeit-
gleich in Deutschland, Österreich und der Schweiz an die Öffentlichkeit ging, schlägt nun eine      
alternative Strategie zur Pandemiebekämpfung vor. 

Ein Aufruf, der viral ging 

Sie geht aus von der Feststellung,  
„[d]ie Strategie, die Pandemie zu kon-
trollieren, ist gescheitert (‚flatten the 
curve‘). Sie hat das Leben dauerhaft 
eingeschränkt und dennoch            
Millionen Infektionen und Zehn-
tausende Tote gebracht. Wir         
brauchen jetzt einen radikalen Stra-
tegiewechsel: kein kontrolliertes 
Weiterlaufen der Pandemie, sondern 
ihre Beendigung.“ Dazu soll man „die 
gesellschaftlich nicht dringend er-
forderlichen Bereiche der Wirtschaft 
für eine kurze Zeit stilllegen“ statt 
„aktionistische[r] Einschränkungen 
der Freizeit ohne Shutdown der 
Wirtschaft.“ „Wichtig ist, dass die 
Beschäftigten die Maßnahmen in 
den Betrieben selber gestalten und 
gemeinsam durchsetzen.“1 

Weitere Forderungen sind der nach-
haltige Ausbau des Gesundheits-
wesens mit mehr Personal und     
höheren Löhnen, sowie die globale 
Produktion der Impfstoffe als Ge-
meingut jenseits von Profitstreben. 
Zur Finanzierung eines „soli-
darischen europäischen Shutdowns“, 
mit dem das Ziel von Null Infek-
tionen erreicht werden soll, verweist 
der #ZeroCovid-Aufruf zu Recht auf 
den ungeheuren Reichtum, den sich 
„einige wenige Vermögende ange-
eignet haben. Mit diesem Reichtum 
sind die umfassende Arbeitspause 

und alle solidarischen Maßnahmen 
problemlos finanzierbar.“  

#ZeroCovid ist gewissermaßen die 
Übersetzung des Slogans „Menschen 
vor Profite“ in die Sprache der 
Corona-Pandemie. 

Die Initiative wurde im Internet ge-
startet und hat mit einer online-
Petition bisher knapp 100.000      
Unterschriften gesammelt. Damit ist 
endlich eine breitere Öffentlichkeit 
erreicht worden für einen Umgang 
mit der Pandemie, der nicht die Inte-
ressen der Großkonzerne im Auge 
hat. 

Mehr Lockdown oder soziale        
Alternative? 

Doch #ZeroCovid beinhaltet zwei 
Aspekte und die Frage ist, welcher 
von beiden betont wird: Der erste 
Aspekt ist namensgebend – ein voll-
ständiger („solidarischer“) Shutdown 
mit dem Ziel, die Pandemie ganz 
auszurotten. Das kann allerdings als 
noch mehr und noch härterer Lock-
down verstanden werden, während 
die große Mehrheit der arbeitenden 

Bevölkerung ja so schon unter den 
Folgen des Lockdowns leidet. Auch 
weil die Inzidenzwerte trotz  Muta-
tionen in Deutschland und Öster-
reich im Vergleich zur Situation im 
Januar gesunken sind und die Imp-
fungen trotz Verzögerungen stattfin-
den, hoffen viele auf baldige Locke-
rungen des Lockdowns. Umso wich-
tiger wäre es, dass #ZeroCovid deut-
lich macht, dass es nicht so sehr um 
mehr Lockdown, sondern um einen 
anderen Lockdown geht: Um einen, 
der nicht die Wirtschaftsinteressen 
der Superreichen schützt, sondern 
uns alle. 

Der zweite Aspekt von #ZeroCovid 
sind die sozialen Forderungen. Hier 
heißt es im Aufruf: „Niemand darf 
zurückgelassen werden: Menschen 
können nur zu Hause bleiben, wenn 
sie finanziell abgesichert sind. Des-
halb ist ein umfassendes Rettungs-
paket für alle nötig. Die Menschen, 
die von den Auswirkungen des Shut-
downs besonders hart betroffen sind, 
werden besonders unterstützt“. Das 
ist allerdings ziemlich schwammig 

<< #ZeroCovid ist gewissermaßen die 
Übersetzung des Slogans „Menschen vor 

Profite“ in die Sprache der Corona-
Pandemie. >> 
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in der Frage, wer nun wie stark abge-
sichert wird. Wichtige Punkte, damit 
die Arbeitenden nicht die Leid-
tragenden einer solchen Perspektive 
werden, sind ein Verbot von Ent-
lassungen und die volle Weiter-
zahlung aller Löhne, was in dieser 
Deutlichkeit in dem Aufruf von 
#ZeroCovid fehlt.2 

Es kommt auf uns alle an 

Vor allem ist ein gesellschaftliches 
Kräfteverhältnis notwendig, damit es 
kein frommer Wunsch bleibt, dass 
die Reichen für die Folgen der 
Corona-Krise und für die Finanzie-
rung des Lockdowns zur Kasse ge-
beten werden.  Dafür muss eine      
soziale Bewegung entstehen, die Pro-
teste und Ideen für eine Corona-
Politik von unten auf die Straße trägt. 
Erste #ZeroCovid-Ortsgruppen haben 
sich bereits  gebildet und auch klei-

nere öffentliche Aktionen durchge-
führt.  #ZeroCovid hat eine wichtige        
Debatte angestoßen. Aber nur wenn 
die Arbeitenden sich organisieren 
um ihre Zukunft selbst in die Hand 
zu nehmen, können wir die weit-
reichenden Maßnahmen durchset-
zen, die notwendig sind, damit das 
Virus endlich zurückgedrängt wird, 
ohne dass wir dabei auf der Strecke 
bleiben! 

Wir wollen dazu beitragen, dass die 
Vorschläge von #ZeroCovid eine wei-
te Verbreitung erfahren und dass 
möglichst schnell auch vor Ort mehr 
Aktionen auf die Beine gestellt wer-
den. Damit ein Kräfteverhältnis ge-
schaffen wird, mit dem eine alterna-
tive Corona-Politik im Interesse der 
breiten Mehrheit der Bevölkerung 
und auf Kosten der Superreichen und 
Konzerne durchgesetzt werden kann! 

Referenzen 

1 https://zero-covid.org/  

2 Unsere weitergehenden Vorschläge 
zur Bekämpfung der Krise finden 
sich in der Januar-Ausgabe der      
Aurora oder im Netz:  

www.sozialismus.click/gute-
vorsaetze-fuers-neue-jahr/  
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D er „arabische Frühling“ jährte sich im vergangenen Monat zum zehnten Mal. Grund 
für uns, einen Blick nach Tunesien zu werfen, wo die Proteste dieses Jahr am                   
14. Januar wieder aufflammten.  
In Tunesien steigt die Arbeitslosigkeit – vor allem der jüngeren Bevölkerung – schon 

seit Jahren und trifft die ärmeren Regionen des Landes besonders hart. Die Inflation hat das Land 
fest im Griff: die Lebenserhaltungskosten stiegen in den vergangenen Jahren um 35 %. Die Pande-
mie, die auch in Tunesien wütet, verschlechtert die Situation zunehmend. So brachte sie den       
Tourismus zum Erliegen, einen Hauptsektor der tunesischen Wirtschaft, der durch Terroran-
schläge in den vergangenen Jahren bereits schon schwächelte. Auch der informelle Wirtschafts-
sektor mit seiner Vielzahl von prekären Beschäftigungsverhältnissen brach durch den Lockdown 
zusammen. 

Die Segnungen der Demokratie? 

Das Land steckt also auch 10 Jahre 
nach dem Sturz des Diktators Ben 
Ali, der durch die Proteste des arabi-
schen Frühlings erreicht wurde, in 
einer handfesten Krise. Die Verände-
rungen des politischen Systems    
waren vor allem formaler Natur. So 
durfte die tunesische Bevölkerung in 
den letzten zehn Jahren öfter       
wählen gehen als in den 30 Jahren 
davor. Doch was bringt ihr diese   
repräsentative Demokratie, die ge-
beutelt ist durch Sparmaßnahmen, 
in denen die Staatsschulden umge-
legt werden auf die Bevölkerung (so 
fielen die Staatsausgaben für          
Bildung 2011 bis 2019 von 26,6 % auf 
17,7 % und für Gesundheit von 6,6 % 
auf 5 %) und in denen viele Beamte 
noch dieselben sind wie unter Ben 
Ali? 

Bei den Präsidentschaftswahlen 
2019 setzte sich bei einer geringen 
Wahlbeteiligung Kais Saied (Qais 
Suʿayyid) durch. Dieser Verfassungs-
jurist vertritt reaktionäre Positionen, 
wie das Ausschließen von Frauen im 
Erbrecht, die Todesstrafe und die 
fortgesetzte Kriminalisierung von 
Homosexualität. Die Wahl war über-
schattet von Korruptionsskandalen, 

was die geringe Motivation der     
Tunesier*innen erklärt, sich an     
dieser ermüdenden Wahl zu be-
teiligen. 

Doch die Proteste hörten nie wirk-
lich auf: Seit 2011 kommt es alljähr-
lich unter dem Slogan „Der Januar 
kennt Tunesien und Tunesien kennt 
den Januar“ zu Demonstrationen, 
die das Erbe und die nicht einge-
lösten Versprechungen der „Jasmin-
revolution“ einfordern.  

Als Antwort  auf Angriffe der Regie-
rung formieren sich immer wieder 
Kollektive und Bewegungen, die vor 
allem von jungen Menschen getra-
gen werden. So führte 2018 die von 
der Hauptstadt Tunis ausgehende 
Mobilisierung gegen eine Steuerer-
höhung auf  Lebensmittel zu Protes-
ten im ganzen Land, vor allem in den 
ärmeren Gegenden und Arbei-
ter*innenvierteln. 

Die Regierung handelt, wie schon 
Ben Ali es getan hätte 

Es folgten Verhaftungen und Re-
pression und der Tod eines               
Demonstranten. Ganz ähnlich in der 
südtunesischen Region Tataouine, in 
der Arbeitslose schon 2017 be-
gannen, die dort ansässige Öl- und 
Gasförderung zu blockieren, indem 
sie die Zufahrt für LKWs blockierten. 
Sie forderten Neueinstellungen und 
prangerten die Profitgier der multi-
nationalen Konzerne an.  

Diese Proteste eskalierten, als wieder 
ein Demonstrant durch Polizisten 
den Tod fand und als Folge der Sitz 
von Polizei und Nationalgarde in 
Brand gesetzt wurde. Konzerne und 
Regierung versprachen Neueinstel-
lungen, doch auch 2020 hatte sich 
die Situation nicht verändert. Es 
folgte eine Wiederaufnahme der   
Blockade, was ein erneutes Verspre-

<< Doch die tunesische Bevölkerung vergisst 
nicht. Die Wut in Arbeiter*innenvierteln 

und Betrieben wächst, und eine Bewegung 
jagt die nächste. >> 



Seite | 11 

 

chen abringen konnte, doch die Um-
setzung steht nach wie vor aus. 

Doch die tunesische Bevölkerung 
vergisst nicht. Die Wut in Arbei-
ter*innenvierteln und Betrieben 
wächst, und eine Bewegung jagt die 
nächste. 

So auch im Januar dieses Jahres, wo 
die Regierung just am 14. Januar, dem 
Jahrestag des Sturzes Ben Alis, einen 
viertägigen Lockdown unter dem 
Deckmantel der Pandemie verhängte, 
und so offensichtlich versuchte, die 
Proteste  zu unterbinden. 

Doch dazu kam es nicht: Im ganzen 
Land fanden nächtliche Demonstra-
tionen und Straßenblockaden statt, 
Geschäfte wurden geplündert und 
die Situation eskalierte in heftigen 
Auseinandersetzungen mit der       
Polizei.  

Die Regierung selber hüllt sich       
sicherheitshalber in Schweigen und 
beschränkt sich darauf, die politi-

schen Forderungen der Protestieren-
den zu ignorieren und sie als 
Dieb*innen und Plünderer*innen zu 
denunzieren. 

Doch natürlich gibt es diese politi-
schen Forderungen. Waren es doch 
die katastrophale Verwaltung des 
ersten Lockdowns und der gesamten 
Pandemie, die, kombiniert mit den 
steigenden Lebenserhaltungskosten 
und den ohnehin schon hohen      
Arbeitslosenzahlen, das Leben vieler 
Tunesier*innen untragbar machten. 
So mussten staatliche Hilfen erst 
durch Demonstrationen erkämpft 
werden, und das Gesundheitssystem 
steht mehr denn je vor einem Zusam-
menbruch. 

Was bleibt vom „arabischen Früh-
ling“? 

In Tunesien und auch in anderen 
Ländern der arabischsprachigen 
Welt hat die Bevölkerung versucht, 
Verbesserungen ihres Lebens zu er-

kämpfen. Sie wurden auch von den 
neuen Regierungen enttäuscht und 
unterdrückt. Doch sie kämpfen wei-
ter, für ein Leben, das lebenswert ist 
und Perspektiven bringt! 

Mehr zu diesem Thema auch in      
unserem Podcast „Sozialismus oder 
Laberei“: Revolution überall - 10    
Jahre Arabellion (Folge 5). 
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M itten in der Pandemie fand die türkis-grüne Regierung die Zeit, die nächste Runde 
an neoliberalen Angriffen auf Studierende und die Universitäten einzuläuten. 
Nach der Einführung des Bolognasystems, von Studienbeiträgen und Studienein-
gangsphase (STEOP) folgt nun der nächste Streich. Was steckt hinter der Reform des 
Universitätsgesetzes (kurz UG-Novelle)? 

Die UG-Novelle bringt eine Reihe 
von Verschlechterungen in verschie-
denen Bereichen. Ab dem Winter-
semester 2021/2022 müssen Studi-
umsanfänger*innen innerhalb der 
ersten vier Semester eine 
„Mindestleitung“ von 24 ECTS er-
bringen – und zwar für jedes belegte 
Studium. Erreicht man diese Vorgabe 
nicht, wird man exmatrikuliert und 
für das jeweilige Studium für zehn 
Jahre gesperrt. Damit wird der Druck 
auf Studierende, besonders am An-
fang des Studiums, noch weiter er-
höht. Die Studierenden sollen dis-
zipliniert werden, jedes Solidaritäts-
gefühl erstickt und sie so auf die   
kapitalistische Arbeitswelt vorberei-
tet werden. 

Sozial ungerecht statt freie             
Bildung 

Auch wenn es schon bisher nie einen 
freien Zugang zu Bildung gegeben 
hat, werden diese Verschlechter-
ungen besonders Menschen aus der 
Arbeiter*innenklasse, aus prekären 
Verhältnissen oder Menschen mit 
Migrationshintergrund treffen. Zahl-
reiche Studien zeigen, dass das       
formale Bildungsniveau der Eltern 
nach wie vor starken Einfluss auf 
den Bildungsweg der Kinder hat. 
Wenn man als Kind in einer 

„Brennpunktschule“ war, die Eltern 
über weniger zeitliche und finanz-
ielle Ressourcen verfügen und man 
neben dem Studium selber Geld ver-
dienen muss, wird man es auf der 
Uni wesentlich schwerer haben. 

Mehr Einfluss für die Regierung 

Die UG-Novelle schränkt weiter auch 
die bereits jetzt geringe Mitbe-
stimmungsmöglichkeit der Studie-
renden sowie des Lehrpersonals ein 
und verringert so die Autonomie der 
Universitäten weiter.  Der aus Stu-
dierenden, Professor*innen und all-
gemeinem Personal bestehende     
Senat verliert mit der Novelle an 
Kompetenzen, die an den zur Hälfte 
von der Regierung beschickten Uni-

versitätsrat und zum anderen an die 
Rektorate gehen.  

Die Rektorate erhalten dabei die 
Richtlinienkompetenz für die Ände-
rung der Lehrpläne aufgrund der 
Leistungsvereinbarung mit dem Bil-
dungsministerium, der Universitäts-
rat zusätzlich die Entscheidungs-
macht bei der Wiederbestellung der 
Rektorate.  

Durch die Hintertür werden die    
Regierenden auf diese Art noch mehr 
Einfluss erhalten. 

Grüner Bankrott und Widerstand 

Die Regierung hat die Pandemie ge-
schickt genutzt, um möglichst wenig 
Aufmerksamkeit zu generieren und 
so Widerstand vorzubeugen. Die 
Grünen, die unter Studierenden die 
beliebteste Partei sind, opfern für die 
Koalition mit der ÖVP jegliche Prin-
zipien – auch im Bereich Migration 
und Klimaschutz. Überraschend ist 
das nicht, sondern nur logisch wenn 
man sich um die vermeintliche 
„Verbesserung“ des Kapitalismus 
kümmert. Im Jänner gab es bereits 
erste Demonstrationen gegen die   
UG-Novelle. 

Mehr unter: www.sozialismus.net/
#artikel 

Veranstaltung: UG-Novelle: Wird 
die Uni wieder brennen? 

Dienstag 23.2.2021, 20 Uhr 

https://fb.me/e/h1FUQIw9M 

Zoom Link:  

 

 

 

 

 

Meeting-ID: 864 4730 3470 

Kenncode: 068253 

<< Die Studierenden sollen diszipliniert 
werden, jedes Solidaritätsgefühl erstickt und 

sie so auf die kapitalistische Arbeitswelt 
vorbereitet werden. >> 

http://www.sozialismus.net/#artikel
http://www.sozialismus.net/#artikel
https://fb.me/e/h1FUQIw9M
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Störungsverbot – profitieren      
werden Nazis 

So soll es verboten sein, „eine Ver-
sammlung mit dem Ziel zu stören, 
diese zu behindern oder zu ver-
eiteln.“ Dabei bleibt offen, was eine 
„Störung“ genau ist – die Polizei 
kann dies vor Ort entscheiden. Ent-
scheidend ist das Ziel der Störung 
und nicht deren Ausmaß. Von einer 
Sitzblockade bis zum Übertönen   
einer Nazi-Demo durch Trillerpfeifen 
kann alles eine „Störung“ sein und 
der Polizei Gelegenheit für Straf-
anzeigen bieten. Auch wären Blocka-
detrainings, wie sie z.B. im Vorfeld 
von Naziaufmärschen angeboten 
werden, ab sofort verboten, selbst 
wenn Teilnehmer*innen später gar 
keine Blockade durchführen. Bisher 
sind diese durch die Gerichte aus-
drücklich erlaubt. 

„Militanzverbot“ – Ende im             
Gelände, wenn die Polizei es will? 

Bewusst ungenau bleibt auch das 
sogenannte „Militanzverbot“. So    
sollen „Uniformierungen“ verboten 
sein, wenn sie „Gewaltbereitschaft“ 
ausstrahlen oder „einschüchtern“. 
Wann das der Fall ist, darüber ent-
scheidet allein die Polizei. Und wie 
diese den „schwarzen Block“ ein-
schätzt, bei dem sich Menschen 
durch einheitliche Kleidung vor der 
Identifizierung durch filmende     
Polizei oder Nazis schützen, ist vor-
stellbar. Auch Klimaaktivist*innen 

sind im Visier: Der Pressesprecher 
der Polizei-„Gewerkschaft“ NRW 
sagt: „Bei der Formulierung habe ich 
klare Bilder im Kopf: Hooligans, Ende 
Gelände, Neonazis.“ Rechtlich ist 
damit aber auch ein Verbot z.B. von 
Krankenhausdemos in Dienst-
kleidung denkbar. 

Laschet ist kein Guter! 

Als 2018 die Baumhäuser am       
Hambacher Forst für die RWE-
Kohlebagger geräumt werden         
sollten – ein Mensch kam dabei zu 
Tode! – gaben sowohl Reul als auch 
NRW-Ministerpräsiden Laschet spä-
ter zu, einen Vorwand  für die Räu-
mung gesucht zu haben. Mit diesem 

Gesetz schaffen sich die Herrschen-
den    damit verbesserte Möglichkei-
ten. Die Zeit der Pandemie, in der 
viele Menschen andere Sorgen als 
die Aushöhlung des Demonstrati-
onsrechts haben, wird genutzt, um 
dieses       Gesetz durchzubringen.  

Während Laschet als neuer CDU-
Vorsitzender als das „nette“, 
„rheinisch-liberale“ Gesicht der CDU 
gilt, zeigt er mit diesem Gesetz, was 
von ihm zu erwarten ist: Kompro-
missloser Einsatz der bewaffneten 
Staatsmacht im Interesse der       
Konzerne. Wo aber Unterdrückung 
zum Recht wird, wird Widerstand 
zur Pflicht! 

N ordrhein-Westfalens Innenminister Herbert Reul will im größten deutschen        

Bundesland das Versammlungsrecht massiv verschärfen. Offiziell „gegen Rechts“ 

gerichtet, würden die geplanten Bestimmungen vor allem Antifaschist*innen oder 

Klimaaktivist*innen treffen… lassen sich aber auch gegen Schüler*innendemos 

oder Proteste von Arbeitenden anwenden.  

<< Laschet – Kompromissloser Einsatz der 
Staatsmacht im Interesse der Konzerne. >> 

Spontane Protestkundgebung von über hundert Menschen gegen das neue     

Gesetz am 27. Januar vor dem Landtag NRW. 
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Beide Autoren sind anerkannte 
Wissenschaftler. Der Niederländer 
ist Verhaltensforscher und 
Evolutionsbiologe, bekannt durch 
seine Forschungen zum Verhalten 
von Menschenaffen. Trotzdem ist der 
Stil zwar witzig, doch keineswegs 
affig. Der andere ist Historiker und 
hat unter anderem über die 
Himmelsscheibe von Nebra 
publiziert. Die Autoren machen sich 
auf der Grundlage ihrer Kenntnisse 
über den aktuellen Stand der 
Wissenschaft daran, den Ursachen 
für die jahrtausendealte Diskri-
minierung von Frauen und Mädchen 
nachzugehen. Gleich vorweg – die 
eine, alles erhellende Erklärung gibt 
es auch hier nicht. Auch dieses Ding 
ist leider etwas komplizierter. Wäre 
ja auch zu schön – wir kicken einfach 
alle männlichen Worte aus der 
Sprache und schreiten anschließend 
Hand in Hand einer lichten Zukunft 
entgegen … ach ja … Auch hier greift 
mal wieder der Slogan aus dem 
Clinton-Wahlkampf von 1991: „It is 
the economy, stupid!“ 

In dieser „patriarchalen 
Matrix“ (Spoiler) gibt es eine Menge 
scheinbar ewiger Wahrheiten. 

„Wir wollen die Bewahrung  der Familie, 
der Grundlage der Gesellschaft … wir 

sind gegen ein Gender-Gaga mitten in 
Deutschland.“  Das könnte so auch 
den Ges(t)ammelten Werken der 
CSU entnommen sein, ist aber in 
diesem Falle AfD-Bundestagsrede. 
Nichts gegen ihren BWL-Doktor, 
Frau Weidel, aber die historische 
Wahrheit ist dann doch eine andere. 

„Rund 99 Prozent der Menschheits-
geschichte  lebten wir in kleinen, 
egalitären Gruppen als nomadische 
Jäger und Sammler. Das Verhältnis von 
Frauen und Männern befand sich in 
einem delikaten Gleichgewicht …“ 

Erst mit dem Sesshaftwerden und 
der Entstehung des Privateigentums 
begann die Entwicklung hin zu 
Ungleichheit und Diskriminierung. 
Das lässt sich jetzt schwer 
twittertauglich in zwei Sätzen 
darstellen. Außerdem wollen wir 
niemandem den Lesespaß 
verderben. 

Doch da ruft uns ein altgläubiger 
Marxist zu: „Moment mal – das kenn 
ich doch. So steht das doch schon bei 
Friedrich Engels – 1884! Und ihr wollt 
mir das als neu verkaufen!“ 

Natürlich spricht es für die 
Wissenschaftlichkeit des Marxis-
mus, dass die grundlegenden 
Schlussfolgerungen in den 140 

Jahren seit Engels‘ Schrift Der 
Ursprung der Familie, des 
Privateigentums und des Staates 
standgehalten haben. Doch seitdem 
hat die Wissenschaft jede Menge 
Neues an den Tag gebracht. Da 
benötigt auch das beste Programm 
mal wieder ein Update. Gerade das 
leistet das vorliegende Buch auf 
unterhaltsame Weise. Also, Platz 
gemacht im Bücherregal. Neben 
Engels, August Bebel, Clara Zetkin 
und so mancher feministischen 
Schrift sollte sich auf jeden Fall noch 
für Die Wahrheit über Eva ein 
Plätzchen finden. 

S chlechte Nachrichten für Dieter Nuhr, Bernd Höcke und andere gekränkte „Männlichkeiten“. 

Dabei lief das doch bisher so gut. Erst biederste dich mit Schimpfen über „Genderwahn“ bei der 

Zielgruppe an, lieferst ein paar müde Karnevalswitzchen über Unisex-Klos in der Hauptstadt und 

„InterSEKTionalität haben Prosecco-Trinker erfunden“ – um dann mit einer abschließenden 

Bemerkung über „akademisch-unverständliches Geschwurbel“ den „Katheder-Emanzen“ den Rest zu geben. 

Doch auch wenn es für Heidegger-Fans absurd klingen mag, es gibt sie immer mehr – Texte in deutscher 

Sprache, verständlich und unterhaltsam geschrieben, die allen wissenschaftlichen Anforderungen gerecht 

werden. Dieses Buch ist eine dieser Schriften. Gut, einer der Autoren ist Niederländer, daher vielleicht das 

Entertainer-Talent. Deshalb keine Angst vor diesem 600-Seiten-Brikett, es lohnt sich, ich schwör. Wenn Du 

die Welt verändern willst (und das hat sie bitter nötig, gerade was die Diskriminierung von Frauen und 

Mädchen betrifft), dann kann es auf jeden Fall nicht schaden, sie zuvor besser zu verstehen. 



Seite | 15 

 

Herausgeberin: RSO, Stiftgasse 8, 1070 Wien | Druck: Eigenvervielfältigung/Flyeralarm | 

Verantwortlicher Redakteur: Florian Sund, Schmarjestr. 17, 14169 Berlin 

Am 27. Dezember wurde der EU-
weite Impfstart mit großen 
medialem Getöse inszeniert. Die bis 
dahin untätige EU-Kommission 
wollte nun für die EU-Länder 
gemeinsam Impfstoffe besorgen. Die 
Fortschritte, die seit Ende des Jahres 
beim Impfen erzielt wurden, sind 
aber äußerst überschaubar. Obwohl 
seit Monaten über den kommenden 
Impfstart geredet wurde, schienen 
Regierungen wiedermal überrascht 
und planlos – nachdem sie schon bei 
funktionierenden Konzepten zum 
Schutz von Alters- und 
Pflegeheimen, für Krankenhäuser 
und Pflegepersonal sowie Schulen 
und Kindergärten völlig versagt 
hatten. 

Unmittelbar noch schwerer wiegt 
derzeit die Knappheit an Impfstoff, 
ausgelöst auch durch sogenannte 
„Lieferengpässe“. Hinter diesem 
Mangel an Impfstoff stehen aber viel 
grundlegendere Probleme, als 
angeblich ausgelastete Produktions-
kapazitäten oder Probleme in 
einzelnen Produktionsstätten. In 
geheimen Verträgen wurden den 
Pharmafirmen hohe Geldsummen 
für Forschung und Produktion vor-
geschossen, während diese Konzerne 
offensichtlich mit erfundenen 
Liefermengen gepokert haben oder 

nun doch lieber an andere Länder 
liefern. So wie AstraZeneca, die ihren 
Gewinn 2020 auf 2,6 Milliarden Euro 
verdoppeln konnte, obwohl der 
Umsatz nur um neun Prozent 
gestiegen ist – Corona-Impfstoffe 
sind offensichtlich äußerst 
profitabel.  

Zudem wurde (etwa mit BioNTech) 
die Lieferung einer bestimmten 
Menge an Impfdosen vereinbart. 
Werden aus einer Ampulle nun 
sechs statt fünf Dosen verimpft, 
sinkt die Anzahl der gelieferten 
Ampullen – bezahlt wird trotzdem 
pro Impfdosis. 

Aufhebung aller Patente! 

Das gravierendste Hindernis für eine 
umfassende und sinnvolle Ver-
sorgung mit Impfstoffen stellen aber 
freilich die Patente dar. Für die 
Entwicklung wurde den Konzernen 
öffentliche Gelder bereitgestellt, die 
Verfügbarkeit über die Impfstoffe 
verbleibt aber in ihren Händen und 
die Milliarden an Profiten fließen in 

private Taschen. Die zu erwartenden 
weiteren Mutationen des Virus 
verlangen erst recht nach mehr 
Forschung und geplantem Vorgehen 
– und nicht nach neuen 
Absatzmöglichkeiten, für weitere 
und neue Impfstoffe.  

Für die weitere Bekämpfung der 
Pandemie braucht es die sofortige 
Aufhebung der Patente und eine 
weltweit koordinierte, geplante 
Impfstoff-Produktion nach gesund-
heitspolitischen Richtlinien. 

Kein Wunder, dass bei diesen 
Machenschaften und Geheim-
verträgen großes Misstrauen 
entsteht. Klar ist, dass es den 
Pharmakonzernen nicht um unsere 
Gesundheit geht und Regierungen 
auf deren Seite stehen. Unsere 
Perspektive ist eine wirkliche 
Gesundheitsvorsorge für alle, ohne 
Profitinteressen und unter Kontrolle 
der Beschäftigten. 

<< Das gravierendste Hindernis für eine 
umfassende und sinnvolle Versorgung mit 

Impfstoffen stellen aber freilich die  
Patente dar. >> 

S chon mit Beginn der Pandemie wurde das große Warten auf den Impfstoff ausgerufen, 
erst dann sei eine Rückkehr zur „Normalität“ wieder möglich. Bis dahin müssen wir uns 
im Kampf gegen das Virus eben einschränken. Mittlerweile sind etliche Impfstoffe 
zugelassen, ein baldiges Ende der Pandemie ist jedoch nicht absehbar. Während die 

großen Pharmakonzerne riesige Profite schreiben, sollen wir weiter warten. Ein kurzer Abriss über 
das erwartbare Versagen des Kapitalismus. 



D ie bewusste Ver-
wendung von 
Ressourcen und die 
Nutzung des gesamten 

menschlichen Wissens können 
allen Menschen auf unserer Erde 
ein gutes Leben sichern und 
gleichzeitig die Welt vor dem 
Klimakollaps retten. Stattdessen 
steuert die Welt von einer Krise in 
die nächste. Ursache für all dies ist 
der Kapitalismus, der aus-
schließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und für 
eine sozialistische Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. Der Sozia-
lismus, für den wir kämpfen, ist eine 
freie, demokratische, auf gewählten 
Räten aufbauende Gesellschaft. 
Eine Gesellschaft, die im Interesse 
aller funktioniert. Die Arbei-
ter*innenklasse hat das Potenzial, 
diese Gesellschaft zu verwirklichen. 
Deshalb geben wir seit vielen 
Jahren Flugblätter in unter-

schiedlichen Betrieben heraus, mit 
denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg*innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an 
Demonstrationen, Aktionen und 
Arbeitskämpfen teil, diskutieren 
solidarisch über Politik und 
tauschen uns mit unter-
schiedlichen Aktivist*innen aus. In 
sozialen und ökologischen 
Konflikten treten wir für die 
Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Aus-
beutung, gegen Sexismus und 
Rassismus, gegen Rechtsex-
tremismus und gegen Umwelt-
zerstörung immer verbunden mit 
einem Kampf gegen den 
Kapitalismus. Denn der verhindert 
ein solidarisches Zusammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 

einer revolutionär kommun-
istischen Internationale in der Welt 
und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter*innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und Ge-
werkschaftsapparaten. Wenn Du an 
diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, werde 
mit uns aktiv und unterstütze uns 
im Aufbau einer revolutionären und 
sozialistischen Organisation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr auf  www.sozialismus.click/was-
wir-wollen/

Deutschland / Österreich 


